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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Im Oktober 2019 sickerte zur Presse durch, dass Fachleute des BFE die
Energieszenarien 2050 bezüglich der Laufzeit der Atomkraftwerke in der Schweiz
anpassen wollten. Demnach würde der Bund neu mit einer Laufzeit von 60 Jahren für
ein Werk rechnen und nicht wie bisher von 50 Jahren ausgehen. Dieses
Langzeitbetrieb-Szenario 2050+ würde bedeuten, dass das neuste AKW der Schweiz in
Leibstadt noch bis im Jahr 2044 am Netz bliebe. «Die Realität hat die bisher
unterlegten 50 Jahre überholt», zitierte die NZZ die BFE-Sprecherin mit Verweis auf
die Anlage Beznau I, die 2019 bereits ins 51. Betriebsjahr gestartet war. Während die
einen diese Verlängerung als Chance verstanden, weiterhin eine stabile
Stromproduktion im Inland aufrechtzuerhalten und die Atomkraft als eine Art
Brückenlösung zum noch andauernden Ausbau der erneuerbaren Energien zu
verwenden, sahen andere darin ein erhöhtes Risiko für Unfälle sowie Fehlinvestitionen
in eine überholte Technologie.

Scharfe Kritik an den Schweizer Szenarien übte indes auch das deutsche
Bundesumweltministerium in Berlin, das sich im Oktober 2019 mit «dicker Post» an
Energieministerin Simonetta Sommaruga wandte, wie die Presse schrieb. Mit «[s]ehr
geehrte Frau Bundesrätin, die geplanten Laufzeiten der Schweizer Atomkraftwerke
bereiten mir große Sorge», begann das Schreiben der parlamentarischen
Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter. Dass die verbleibenden vier AKWs der
Schweiz 60 Jahre laufen sollten, sei eine «fatale Fehlentwicklung», erklärte sie weiter.
Gemäss dem Schreiben seien die Anlagen in Beznau «schnellstmöglich» und diejenigen
in Gösgen und Leibstadt, Letzteres nahe der deutschen Grenze, «zeitnah» vom Netz zu
nehmen. Zudem sei es «zwingend», bei Entscheiden über längere Laufzeiten auch die
Bevölkerung der Nachbarstaaten miteinzubeziehen, war dem Brief weiter zu
entnehmen. Energieministerin Simonetta Sommaruga stufte diese scharfen Worte aus
Berlin dem Tages-Anzeiger zufolge als unangemessen ein. In ihrer Antwort im November
hielt sich die Sozialdemokratin aber nüchtern und verwies auf die zwei
Volksabstimmungen von 2016 zur Atomausstiegsinitiative und 2017 zum Energiegesetz,
in welchen das Schweizer Stimmvolk den Neubau von Atomkraftwerken zwar verboten,
eine fixe Begrenzung der Laufzeit aber abgelehnt hatte. Die Kernkraftwerke in der
Schweiz dürften ihren Betrieb fortsetzen, solange sie sicher seien, erklärte Sommaruga
die Schweizer Doktrin. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Alternativenergien

In einer Motion forderte Ständerat Olivier Français (fdp, VD) vom Bundesrat einen
Investitionsplan, wie die Energieautonomie der Immobilien des Bundes bis in 12
Jahren sichergestellt werden kann. Dem Waadtländer Ständerat ging es hierbei vor
allem um die Investitionen in Fotovoltaikanlagen, um eine autonome und
umweltfreundliche Stromversorgung im Immobilienbestand des Bundes sicherzustellen.
Erstaunt reagierte der Motionär in der Herbstsession 2019 im Stöckli jedoch auf die
ablehnende Haltung des Bundesrates, dies vor allem, weil der Bundesrat eine praktisch
identische Forderung (Mo. 19.3784) von seinem Deutschschweizer Nationalratskollegen
Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) am selben Tag (4.9.2019) zur Annahme empfohlen
hatte. Sarkastisch richtete sich Français deshalb an Bundesrätin Simonetta Sommaruga
mit den Fragen, ob das Gremium einen Unterschied bei der Behandlung von
französich- und deutschsprachigen Texten mache, ob es womöglich einen Röstigraben
durch die Bundesverwaltung gebe oder ob Vorstösse aus dem Ständerat nicht gleich
behandelt würden wie solche aus dem Nationalrat. Er nahm den Antrag des
Bundesrates nicht zuletzt auch persönlich und stellte die Frage in den Raum, ob er
vielleicht einen schlechteren Ruf habe als sein geschätzter Amtskollege im Nationalrat.
Umweltministerin Sommaruga versuchte daraufhin die zwei unterschiedlichen
Haltungen des Bundesrates zu erklären und verwies auf den Unterschied im
Motionstext, wonach sein Amtskollege Jauslin von einer Versorgung mit «erneuerbaren
Energien» spreche und die vorliegende Motion von einer «autonomen Versorgung».
Der Bundesrat unterstütze demnach die Versorgung der Bundesgebäude mit
erneuerbaren Energien – so wie dies beispielsweise auch schon die bundesnahen
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Betriebe mit der Initiative «Energievorbild Bund» anstrebten – halte jedoch wenig von
einer jederzeit vollständig gedeckten Energie-Eigenproduktion in der
Bundesverwaltung. Das Schlusswort ergriff Ständerat Konrad Graber (cvp, LU), der die
vorliegende Motion ebenfalls zur Annahme empfahl und anmerkte, dass der Bundesrat
im Zweitrat immer noch die Möglichkeit habe, eine kleinere Änderung des
Motionstextes zu beantragen, sodass dann beide Vorstösse deckungsgleich wären.
Allenfalls könnte auch die zuständige Kommission die Anpassung vornehmen. Mit nur
einer Gegenstimme bei 36 Befürworterinnen und Befürwortern folgte der Ständerat
diesem Votum und nahm die Motion Français im Herbst 2019 deutlich an. 2

1) Medienmitteilung BMU Deutschland vom 11.10.19; Schreiben des BMU Deutschland vom 18.10.19; NZZ, 2.10.19; TA, 18.10.,
11.12.19
2) AB SR, 2019, S. 633 f.
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